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Zweckmäßiger farbanstrich für Heiz­
körper. (Nachdruck verboten.

A TK. Die Wärmeabgabe von einem Heizkörper
an den zu heizenden l.(aum findet auf zweierlei Art
statt, erstens durch die Luftleitung und zweitens durch
Ausstrahlung. FÜr die bei der :Erwärmun  eines
Zimmers durch efnen Heizkörper gewöhnlich obwalten­
den Verhältnisse kann man annehmen, daß nur etwa
10 v. tI. der Wärme durch unmittelbare Berührung und
Leitung an' die vorbeistreichende Luft abgegehen wer­
den, da ohne künstlichen Zug ein Wechse! der Luft­
schichten, welche den Heizkörper unrnittelb2.r berühren.
lediglich durch Aufsteigen der schon erwärmten. und
durch HeranstrÖmen neuer kalter Luft nUT träge vor
sich geht. pie restlichen 90 v. H. der Wärme werden
durch Ausstrahhmg abgegcben  und diese wird durch
die Beschaffenheit und die Farbe der tIeizkörperobcr­
fläche ir.. weiten Grenzen beeinflußt, indem eine körnige,
matte llnd dunkle Oberfläche die Wärmeabstrahlnng
lebhaft unterstützt, während eine glatte, glänzende und
heIle den iWärmeaustausch behindert. Es ist daher
nicht zweckmäßig, die l=<'arbe der Heizkörper eines
Zimmers willkürlich nach dem Gefallen zu bestimmen
oder von der Art des tIausrates und der Fä!'bung der
Tapeten abhäng;ig zu machen; vielmehr ist zu empfeh­
len, daß der dem Zimmer zugewendete Teil der Heiz­
körper  we1cher für die Ausstrahlung der 'Wärme in
den freien Ranm vorzugsweise in Betracht kommt eine
rauhe, möglichst tiefscl1vlarze OberWfche auhveist. In
einem derartigen Anstrich ist uns sogar manchmal ein
Hilfsmittel geboien, um mit einer geringeren Kcsscl­
größe für die tIeizung auszukommen oder nm die An­
zahl, bzw. die. Größe der I-IeizgJieder herabzusetzen.

Durch die lebhafte \VärmeausstrahIUllf!: wird außer­
dem die \\lärme der t1cizkörperoberfläche in er­
wünschter \\feise verringert, was um so angenehmer
empfunden \vird, als eine Erhitznng über 80° wegen der
Vcrscngung der überalI und somit auch auf den Außen­
flächen der Heizkörper liegenden feinsten Staubteilchen
fÜr die Gesundheit unzuträglich ist. Zudem läßt der
schwarze Farbanstrich den darauf sich ablagernden
Staub leichter erkennen, so daß für die rasche nnd
häufige Entfernung desselben gesorgt werden kann, \vas
um so dringender geboten ist, weil das Verkohlen des­
selben gesundheitsschädlich ist, und ferner auch darum,
weil jede, fluch noch so dünne Staubablagerung als
Isolierschicht wirkt und den Wä.rmeaustausch b ­
hindert. Namentlich in \Verkstatträumen, in denen
ständig größere Staubmengen aufgewirbelt werden,
sind die Heizkörper dauernd sauber zu halten (beson­
ders auch die Zwischenräume zwischen dcn einzelnen
Rippen der hier vielfach gebräuchlichen Rippenheiz­
rohre), wenn man eine stetig gute Wärmeabgabe er­
zieJen will.

Wenn durch die nahe an einer Wand stehenden
Heizkörper eine zu starl{e Erhitzung der Manerflächen
zu befÜrchten ist, empfiehlt es sich, den Teil der Heiz­
gliederoberfläche, welcher der Wand zugekehrt ist,
glatt und hel! anzustreichen und ebenso für die \Vand­
flächen eine glänzendweiße Farbe zu wählen - s hr
gut bewährt sich hier das Auslegen mit glatten, weißen
Kacheln, - da auf diese Weise die auftreffenden
Wärmestrahlen zum größten Teil wieder in das
Zimmer znrÜckgeworfen werden. Mit tIUfe eines
zweckentsprechenden Anstriches der tIcizglieder hat

man es also leicht in det
Heizung in weiten Grenzen
zu steigern.
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Gesetz über die staatliche Verbürgung
zweiter Hypotheken.

(Bürgschaftssieherungsgesetz.)
Vom 10. April 1918.

1. Der Finanzminister wird ermächtigt zwecks
p )rde  ng der tIersteIlung gesunder Kleinw hnungel1
dIe Burgschaft für zweite Hypothek'i:n namens des
Staates zu übernehmen. Die :Hypotheken müssen von _
derer Seite an gemeinnützige Bauvereinigungen und
Stiftungen unter Ausschluß der Kündbarkeit auf (He
Dauei von mindestens 10 Jahren gc,währt sein.

2. (I.) Das verbÜrgte Darlehen soll einschließ­
lich vorhcrgchender oder gleichstehender Hypotheken
90 vO,m Hundert. der Selbstkosten nicht übersteigen, die
der Schuldner für den Enverb u d die bauliche Er
schIjeßnng des belasteten Grundstücks für die Er­
richtung der auf ihm stehenden Baulichkeiten llnd die
Beschaffung ihres Zubehörs aufwendet.

(2.) In Ausnahmefällen kann die Bürgschaft auch
his zum vollen Betrage der Selbstkosten des Banes
ohne BerÜcksIchtigung des W.ertes von Grund und
Boden gehen.

(3.) Das verbürgte Darlehen soll mit mindestens
Piz vom Hundert des ursprünglicnen Betrags unter
Hinzurechnung der ersparten Zinsen getilgt werden.
Sind auch die den verbürgten Darlehen im Range vor­
gehenden flypothckendarlehen TiJ1?:l1ngshypothckcn so
darf die Tilgung des verbÜrgten Darlehens so  'eit
herabgesetzt werden. daß auf das verbüTgte Darlehen
und auf die ihm im R-angc vorgehenden Hypotheken­
darlehen insgesamt jährlich mindestens l!  V0111 tlundcrt
der ursprünglichen Beträge unter IIinzurech:anug der
ersparten Zinsen getilgt wird.

S 3. (1.) Zur Deckung der dem St;:wte aus den Bürg­
schaftsverträgen erwachsenden Verpflichtnngcn wird
dn Betrag von 10 Millionen Mark zur Verfügung ge­
steilt. fr \vird als BÜrgschaftssichenmg der Preußi­
schen Zentral-Gcnossenschaftskasse 'Llbenviesen und
ist von ihr besonders zu verwalten. Der ßiirgsch tits­
sicherung wachsen die aus ihrer Verwaltnng aufkom­
menden ZinseIl sowie die sonst aus den Bürgschafts­
verträgen entstehenden finnahmcn zu.

(2.) Der finaJ),zminister ist fÜr die bestimmnng.s­
mäßige Verwaltung veranhvortlich.

S 4. Die Oesamthöhe der zu Übcrnehmel d r. BÜrg­
schaften darf das Fünfzehnrache der jcwdls verfÜg­
baren BÜirgschaftssicherung nicht übersteigen.

S 5. Ein Bericht Über die Verwaltung der Siche­
rung, ibre Bilanz und Oewinn- und Vcrlustrech11lmg
sind dem Landtage jährlich vorzldcgel1.

S 6. (1.) Der finanzrninister wird ermächtigt, zur
BereitstelJung der nach S 3 erforderlichen Summe
Staatsschuldverschreibungen auszugeben. An SteHe der
Staatsschnldvcrschreibungen können vorÜbergehend
SchatzamvcisUllgen ausgegeben werden. Der fälJig­
k'eitsiermin ist in den Schatzanwejsungen anzl1gcbru.

(2,) Der Finanzminister wird ermächtigt, die Miltcl
zur Einlösnng dieser Schatzanweisungen durch Ans­



-174­
gabe von Heuen Schatzanweisungen und VGn Schuld­
verschreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu
beschaffen. Die Schatzanweisungen können wiederholt
ausgegeben werden.

(3.) Schatzanweisungen oder SchuIdyerschreibun­
gen, die zur :Einlösung von fällig werdenden Schatzan­
weisungen bestimmt sind, hat die Hauptverwaltung der
Staatsschuldcll auf Anordnung des finanzministers
vierzehn Tag;e vor dem fälligkeitstermin zur Vertilgnng­
Z11 halten.

(4.) Die Verzinsung der neucn Schuldpapiere darf
nicht vor dem Zeitpunkte beginncn, mit dem die Ver­
zinsung der einzulösenden Schatzanweisungen aufhört.
Wann, durch welche Ste\1e und in 'welchen Beträgen,
zu welchem Zinsfuße, 71] welchen I3e.ding:ungen' der
Kündigung und zu welchen Kursen die Schatzanweisun­
gen und die Schuldverschreibungen ausgegeben werden
sollen. bestimmt der Finanzminister. Im übrigen
kommen .wegen der Verwaltung und Tilgung 'der An
leihe die Vorschriften des Gesetzes. hetreffend die Kon­
solidation preußischer Staatsanleihen, vom 19. De­
zember 1869, des Gesetzes, betreffend die Tilgung von
Staatsschuldcn, vom 8. März ]897 !lud des Gesetzes,
hetreffend die Bildung eines Ausg-leichsfonds für die
Eisenbahnverwa1tuTIR, vom 3. Mai 190,) zur Anwendun .
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Städtisches Grundstück mit Eigenheimen.
Architekt Aug. Valks in Stoppenburg (Rheinland).

(Ahh1Idu!1'Sen auf BlaU S7 his 90.)

Die g-röRte Mehrzahl der Bevölkerung in Groß­
städten ist gezwungen. in hohen Steinkästen, in Miets­
häuscr11. mit mehreren anderen familien dicht bei
einander 711f M:ide zu wohnen. Ihre \Vohnung ist ihnen
nichts weitcr a1s die ihnen vom Vermieter gegen Entgelt
Überlassenen vier \Vände. Statt die Wohnung seinen
Lebcnsbediirrnissen und seiner Eigenart anpassen zu
können, muß der Mieter sich damit begnügen, zu ver­
sLLchen, seine Lebensgewohnheiten seiner jeweiligen
\\lohnung anzupassen, so gut oder schlecht dieses eben
geht. Es wird dabei immer etwas Unbefriedigtes in ihm
zurÜckbleiben, er kann sich in seiner Behausung nicht
wuhl iühlen.

Sehr stark macht sich daher ja schon seit einigen
JCthl E in unserem Volke das Bestrebcn bemerkbar, ein

\;emÜtliches Heim zu besitzen, cimgerichtet nach
\VÜnschcn und den BedÜrfnissen des Einzelnen

,mgepaßt. Durch die gÜnstigen Verkehrsmittel der Jetzt­
zeit is.t es ja auch möglich, skh draußen auf dem Lande
oder vor den Toren der Stad.t ein Ei enheim zu bauen,
Zl1maj dort fÜr Grund I1nd Boden nicht so unerschvring­
1il3hc Preise gefordert werden, wie in der Großstadt.

Viele hDben aber nicht  enügend Geld und Zeit, sich
clraußen vor der Stadt anzukaufen. Aus dem Gedanken
fJCranS auch diesen Leuten Geleg-enheit zu geben. sich
mit geringen Mitteln in den Besitz eines eigenen Heimes
zu setzen, entspranK eIer hier wiederg-egebene Bau­
entwurf.

Das zu bebauende GrundstÜck befindet sich an der
vVeichbildgrenze einer rheinischen Großstadt U11d liegt
mit einer Breite VOI1 25 !TI an einer 24 111 breiten Straße.
Die hintere Grundstiicksbreite beträgt 30 m, die Grund­
stückstiefe 130 m. Rechts schließt dasseibe an einen
alten, mit hohen Bäumen bestandenen fried.hof an.

Links liegt offenes Gelände, welches an eine breite Ver­
kehrsstraße mit Straßenbahl1verkehr grenzt. Dieses
'Gelände ist zum einen Teil zu einer etwaigen erweite­
rung des Banplanes, zum andern Teil für Schrebergärten
bestimmt.

Durch die Matte des Grundstückes ist ein 3,00 bzw.
5;00 111 breiter \\' eg gelegt, der auf einen Kinderspiel­
platz endi.gt. Das gesamte Grundstück ist in 17 einzelne
Dauste1!en aufgeteilt worden, die den 'Wünschen der ein­
zelnen Bewerber entsprechend mit :Ein- oder Zwei­
familienwohnhäuser bebaut werden. Da wegen der ge­
ringen Grundstückstiefe die Schaffung eines Hofraumes
nicht zu erreichen war, wurden die Höfe vor bzw.
neben die Häuser gc1cgt und als Gärten ausgebildet. Die
einzelner. Häuser dÜrfcn den Oesamtpreis von 10 bis
12000 ,:J( nicht Überschreiten. Die Bewerber (meistens
kleinere Beamte) leisten eine Anzahlung von 2---.1000 elt
Ilnd tilgen (amortisieren jährlich, so daß nach Ablauf
einiger Jahre das tIäuschen ihr Eigentum geworden ist.

Die Außenwände der Häuser sind mit hellem Edel­
putz versehen. Die Dachdeekung. besteht ans kupfer­
farbenen Ziegeln, die fenster sind weiß, die übrigen
Iiolzteile grÜn gestrichen, so daß das Ganze inmitten der
gutgepflegten Gärten ein hÜbsches farbenfrohes Bild
bietet.

Dieser Banplan fand bei der Stadtverwaltung großen
Anklang und wurde in der vorlieg:enden Weise ge­
nehmigt.
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Der Arbeitsmarkt im April 1918.
Im April 1918 sind keine mcrk1ichen Wandlungen

in der Tätigkeit der deutschen Industrie  egenÜber der
Lage im M irz, dem "ReichsarbeitsbJatt" zufolgc, zu
verzeichnen. Das Bild gegenÜber den Vormonaten h8t
si.ch nicht wesentlich verändert. Nach wie vor ist die
Leistungsfähigkeit der Industrie den an sie gesteHten
hohen Anforderungien gewachsen. Die Beschäftigung
hielt sieh auch dem Vorjahr gegeniiber annähernd auf
derselben Höhe. Einige kriegswichtige Gewerhezwcige
konnten, durch Verß"Tößerung ihrer Anlagen und durch
Verbesserung der Verkehrsverhältni5SC nnterstützt,
ihre Umsätze noch erhöhen.

Die Berichte der Verbände Jauten für das ß a \!­
g ewe rb e verschieden. In Leipzig war die Be­
schäftigung gering und schlechrer als im Vorjahre, in
liane dagegen befriedigend wie im gleichen Monat 1917.
Lohnerhöhungen werden wiederholt auch aus SÜd­
deutschland geme1det.

In den Eis eng i e ß er eie n Westdeutschlands
war die Beschäft!gung ebensogut wie im Vorrnonat, so
daß zum Teil mit überstunden gearbeitet werden
mußtc. Aus Mittel- und Norddeutschland lauten die
Berichte verschieden, vereinzelt ist eine Verschlechte­
rung gegenüber dem März zn verzeichnen. In Sachsen
war die Beschäftignng 7,ufriedenstellencl. in Schlesien
war sie gut und hat sich gegenüber dem Vormonat noch
etwas gebessert. Die Fabriken iiir Wcrkzel. gmaschinen
erfreuten sich eines unverändert guten Beschäftigungs­
grades; dagegen war derselbe bei den Unternehmungen
für B r ü e k e n - und Eis e n hoc h bau im Mbnat
ApriJ gegen elen Vormonat etwas abgesch'wächt.
In der Z c 111 e n t i, n cln s tri e sinel Verändenmgen
gegenüber elen Vormonaten nicht Zn verzeichnen. Die



Beschäftigung in den Z i e gel eie n war znm Teil be­
friedigend und etwas gÜnstiger wie im g-leichcn Monat
des Vorjahrs. Wiederholt fanden LOhnerhöhllngen statt.
Die Lage im S t ein b r u eh g ewe r b e kann als nor­
mal bezeichnet werden, obgleich noch Wagenmangel
bestand. Die Bßrichte aus den wichtigsten Zweigen
der Hol z i TI du s tri e für den Monat April lauten
verschieden. 1n den Säg ewe r k e TI war der Ge­
schäftsgang ruhig, während die Faßfabriken wie im
Vormonat gut zu hm hatten. Die Tapetenfarikcn
hatten et a gleichviel wie im Vormonat zu tun; allch
gegenÜber dem Vorjahre sind Verändenmgen nicht ein­
getreten. Im aiJgemeinen zufriedenstellend waren auch
die Verhältnisse in der Dachpappenindustrie.

Im Monat April kamen auf 100 offene SteHen
44 männliche Arbeitsgesuche gegen 37 im Vorjahr und
56 im Januar i918.

BehördJiches, Parlamentarisches usw.
Wohnungsvorsorge in Sachsen. Das Kgl. Stichs.

Ministeri!Jm des Ionern hat eine Verordnung erlassen.
die cHe Vorsor,g:e für den \Vohnungsball nach dem
Kriege behandelt. (Nr.6!I K. 3. 1. 18.) Darin heißt es:

"Mit der Geländebeplanung muß die Planung der
Kleinwohnllngsbautcn selbst nand in fIand gehen.
Wenn auch jetzt das ßanen im  \1gel11einen verboten
ist und Baugenehmigungen nicht erteilt \'. erden dÜrfen.
so jst docn damit durchaus vereinhar und bei dem
her.annahendl:Jl Kriegsende sogar erwünscht und nötig.
daß die Baug-esuche untcr Anspannung aHer verfÜg­
baren Arbeitskräfte so weit vorbereitet werden, dClß
mit der Aufhebung des militärischcn ßanverhots die
Baugenehmig-llngen erteilt werden kÖnnen. Schon vor­
her aber muß dmch Vernehmcn mit den D:mwerbern
und Bauausführenden  lIf die tun1ichstc Üherein­
stimmung der Grundrisse Hnd  cr cic-zclnen B ntel1e
(Fenster, Öfen [1. dgL) hingewirkt werden. Denn je
einheitlicher diese Dillge gestellt sind. desto schnelJer
\lnd billiger lassen sie sich herstellen, desto mehr
sparen die Baupolizeibehörden an Arbe.,t und desto
besser läRt sich der Gesamtbedarf an Baustoffen Über­
sehen."

Hierzu bemerkt die ..Ba1lwelf': Abgesehen "on
dem unmöglichen Wort .,I3eplr!.llung-". ist in di.csen
Sätzcn ein leuchtendes Vorbild für  !\le Verwaltl1ngs­
steHen geboten. Die Arbeit müßte ÜberalJ gem2cht
werden. Leider fehlen noch sehr viele Vorbedingungen.
z. B. Bauordl1ungen, die auf die technisch ganz ein­
wandfreien ßanerleichtenmgen Rücksicht nehmen.
Auch sollte man erwarten, daß Bauland ans öffent­
Ji,chem Besitz zn angemessenen Bedingungen Z\1T Ver­
fügung gestellt \vird.

Verbands , Vereins- usw. Angelegenhelten.
Nordöstliche Baugewerks   BeruisgeJlQ5S nschaH.

Am 28. Mai d. J. hielt die Sektion Ostpreußen der
Nordöstlichen Baugewerks - Berufsg-enossenschaft in
Königsberg Pr. unter Lej,tung ihres Vorsitzenden,
Maurerme!stcr P. Moschall, ihre diesjährige Mitglieder­
versammlung ab. Dem vorliegenden Geschäftsbericht
für 1917 haben die durch die Kriegslage im Osten ge­
schaffenen gÜnstigen Verhältnisse im Berichtsjahre die
Fortsetzung des Wiederaufbaues der in Ostprellßen
zerstörten bzw. beschädigten BauIichkei,ten gestattet,
obwohl der Mangel an Arbeitskräften lind Baumnterial
sich weit fühlbarer gemacht hat, als im Jahr vorher.

Diesem Mangel ist es
WiederaufbauKebiet
während in den anderen Kreisen und
gut wie nichts gebaut worden ist. An
gunge:n wurden 330476 Jt. hei der
61 406 .Ii. bei der Zweiganstalt gezahlt.
Betriebe wa]' 2586, die Zahi der Arbeiter 12870 (1916:
16831). Die Einstellung von Kriegsbeschädigten in die
Betriebe wird den Genossenschaften wiederholt ans
tIorz gelegt, um den Kri,egsiilValiden Gelegenheit zn
nutzbringender Tätigkeit zu geben. Die Berufsg:enossen­
schaft erhebt gegen die Betriehsunternehmer keine
Ersatzansprüche, wenn solche Arbeiter etwa Betriebs­
unfäHe erleiden soUten, welche allf die vorhanden ge­
wesenen Verstümmelungen zurÜckzuführen sein
wÜrden. - Weiter wurde mitgeteilt, daß gegen Ver­
stöße gegcn die UnfaIlverhütungsyorschriften jetzt
strenger vorgegangen werden solle. F:iße regierungs­
seit ge Besichtigung der Bauten hinsichtlich der Un­
fallverhütungsmaßregeln wird demnächst stattfinden
und zwar zunächst im Kreise Johannishurg.

Ein Programm für die Übergal1gswirtschaU im
WOhnllngsWesen. In der vom Deutschen Verein für
das ,\Vohnungswesen herausgegebenen Schrift: "Ein
Programm für die üben:;angswirtschaft il11. Vlohnungs­
wesen" - erschienen bei franz Siemenroth, Berlin -.
macht Landes-\VohTl\1l1g"srat Dr. Löhner, Miinchen.
recht beachteliswerte Vorschläge für die ßaustoffbc­
schaikng nach dem Kr ege. Die dort enthaltenen Dar­
legungen decken sich im großen und ganzen mit den
von den fachvertretl1ngen der am Wohnungswesen
interessierten Berufe, insbesondere dem Deutschen
\Virtschaftsb:md für das Baugewerbe dem Rcichswirt­
schaftsamt nnterbreileten Vorschlägen betr. di,e Bau­
stoffvcrsorg;mg in der Übergangszeit. Mit R.ccht weist
ue, Verfasser auf die große Bcdeutung hin, d[e den
einzelnen Fachverbänden bei der Vcrmittelung und
Verteilung: der l.zohstofie zukommen wird. fUr ganz
hesonders Reeig-net zur Bewirkung der Beschaffung"
und Verteilul1!S der tUT das Baugewerbe in Betracht
kommcnden Materialien erachtet Dr. Löhner den Deut­
schen \Virtsehaftsbllnd für das Bal1gewerbc, der die
Innungsmeister und Arbeitgeber glei,chmäßig Ilmfaßt.
llnd so die auf breitester Grundlage aufgebaute Ver­
brauchervertretl1ng darstellt. Nm in engster Zn­
sammenarbeit der zuständigen staatlichen Stellen mit
den gewerblichen Fachverhänden wird sich der \Vieder­
aufbau des Baugewerbes in der übergangszeit mö'2;­
liehst bald und reibungslos nicht nur im Interesse der
unmittelbar beteiligten Oewerbekreise, sondern auch
im Hinblick auf große und dringende Aufgaben volks­
wirtscnaftlicher wie sozialer Art wiird ermöglichen
lassen.

Schulangelegenhel!en.
Errichtung einer Holzgewerbeschule für Ost­

preußen. Zu den Maßnahmen der Gewerbeförderung
in Ostprellßeu. wozu der Reicl1sverband "Ostprenßen­
hilfe" in BerEn Z l1schiisse leisten will, g; hört auch die
:Errichtung einer sogenmmten tIolzgewerbeschu1e Hir
Ostvre1Jßen. Der Dezernent der Königlichen R.egiernng
in Königsberg. Regiernngs- und Gewerbeschulrat Prof.
tIecker hat hierüber schon Vorbcratnngen mit den
maßgeJ;enden Kreisen der Provinz gehabt. Als Sitz
dieser Anstalt ist jetzt Tilsit ausersehen.
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Hierüber berichtete der Vorsi.tzende des Innungs­

ausschusses der verö'irÜgten IUl1llllgeIl, Stadtverordneter
Endrejat, und wies auf das V/esell der Lehrwerkstätten
bin, die darauf bel;echnet seien, künftige Meister heran­
zubilden. Die eingeschulten Lehrlinge sollen ein Jahr
auf dj,esen:Schulen zubringen, sie haben davon den
Vorteil, gleich als brauchbare, nur weiter tU bildende
Kräfte in den Betrieb ihres Meisters einzutreten, ohne
erst tlandJanger- und Laurburschendirenste leisten zu
müssen. Der Innullgsausschuß in Tilsit habe sich an
den Regierungspräsidenten mit der Bitte gewandt, die
von ihm 'beschlossene :Einrichtung einer fiolzgewerbe­schule zu genehmigen. P.

Baumarkt.
40 v. ff. ßauprämie. Zu einer "Tat", nicht nur

immer vVorte, hat sich die freie Stadt Lübeck zur prak­
tischen Losung der Bau- und .\Vohnullgsfrage für
"kinderreiche familien" bekannt. Der Staat h Ü mit
einer fIeÜnstättengesei1schaH einen Vertrag abge­
schlossen, wonach diese vom Staate ein Gelände von
3250 Geviertmeter zum Preise von 5 .It. für den Ge­
viertmeter erv,riJbt. Sie verpflichtet sich, darauf
12 Einfamilienhäuser zu errichten, die am 1. Oktober
1918 bezogen werden können. Der Staat zahlt der .Ge­
seI1schaft eine Bauprämie von 40 v. H. der Baukosten.
Di,ese Prämie ist auf S6480 .Ji. berechnet worden. Die
Ge-sel!schaft verpflichtet sich, die V/ahnungen his zum
IS" August 1918 nur an Familien mit wenigstens
vier Kindern zu vermieten und auch bei späteren Ver­
mietungen oder Verkäufen kinderreiche Fa.miIien,
namentlich soJche von Kriegsteilnc'hmern, zu bevor­
J':ugen. ferner sollen Vorkehrungen getroffen werdcn,
daß auch bei Verkäufen jedc Spekulation ausge­
schlossen bleibt.

Bekämpiung der Wohnungsnot in Schlesien. Auf
Veranlassung des Kriegswirtschaftsamtes Berlin sprach
kÜrzlich in Breslau Prof. Gelhaar vom ßerli,ncr Kriegs­
wirtschaftsamt vor einer am Wohnungsbau inter­
essierten Zuhörerschaft über die LÖ!'iung der' Wohnungs­
frage. Der Referent führte 11, a. aus, daß die während
des Krieges entstandene I\Vohnungsnot erstens auf die
Anhäufung von Industriearbeitern auf einzelne Orte,
zweitens auf die Zunahme der Eheschließungen und
drittens auf das Aussetzen der Wohnllngsbautätigkdt
während der 4 Kriegsjahre zurÜckznführen ist. Die
:Ernennung eines besonderen Reichskommissars für das
Wohnungswesen ist der sj,chtbare Ausdruck des
\ViIlens der Staatsregierung, der R.egelung der V'loh­
nungsfrage energisch zu Leibe zu gehen. Die Schwierig­
keiten, di,e sich der Lösung dieser frage entge"y;en­
stellen, bestehen aus folgenden: Besch iffung der Ar­
beitskräfte, Baustoffe und des Baukapitais. Die Ar­
beiterfrage wIrd im Laufe dieses Sommers im Hinblick
auf die militärischen :Erfordernisse eine weitere Ver­
schärfung erfahren. :Es wtrd deshalb notwendig zur
Baustofferzengung in vermehrtem Umfange frauen
heranzuziehen. Unter den Baustoffen fehlt es haupt­
sächHch an Zement, Baueisen, Ziegeln und Holz. Die
Produktion von Baueisen ist im Interesse der Krieg­
filhrung von 120000 auf 15000 t herabgesetzt worden.
In den nächsten Monaten ist ein Hinausgehen über diese
Zj.ifer unmöglich. Die Zementerzeugung ist von
600000 t im Monat auf 263000 t zurückgegangen. Die

Indllstrie ist mithin nur zu 25 v. tI. in ihrer Leistungs­
fähigkeit ausgenutzt. Durch die StiIlcgung der Ost­
front und dureh verringerten Bedarf der Westfront
sind bedeutende Zementmengen für den privaten Ver­
brauch freigeworden. Da die Zemcntindustrie-" noch
über gröBere Läger verfügt, dürfte der, private Zement­
bedarf gedeckt werden können. Di,c Zemempreise sind
von 300 ./L während des Krieges auf 750 .lL für den
Waggon gestiegen. Sie werden allmählich, d. h. sobaId
die Zemenfi.ndustrie in der Lage ist, ihre Leistungs­
fähigkeit vol1 in Anspruch nehmen zu können, auf etwa
250 v. tI. zurückgeführt werden. Im Frieden waren
rund 18000 Ziegeleien im Reiche in Betrieb. Im letzten
Winter arbeiteten nur noch 400, das hatte ein g,efahr­
drohendes Zusammenschmelzen der Mauerstejne im
Gefolge, zumal Deutschland 1917 Neubauten im Ge­
samtwerte von 3 Milliarden errichtet hat. Die Re­
gierung hat anerkannt, daß eine verstärlde Ziegel pro­
duktion dringend not wendig ist. Die bisherige Kohlen­
belieferung der Ziegeleien ist deshalb VOll 25000 tauf
100000 t heraufgesetzt worden.  s läßt sich erwarten,
daß 1200 Ziegeleien in Gang gesetzt werden können.
Sie werden voraussichtlich soviel Mauersteine er­
zeugen, wie für etwa 50000 ,\Vohnungcn erforderlich
sind. :Es bleiht somit ein starkes Defizit zu decken.
Das $011 durch verstärkte Heranziehung von r:rsatzbau­
stoffen, namentlich Holz, geschehen. Die Staats­
regierung beabsichtigt Zuschüsse in Hohe von 500 bis
600 MiU. zum Wohnungsbau zu bewi,JIjgen. Dieses Geld
soll zur Deckung der Spannung zw'ischen den Bau­
kosten des Fri'edens und der Kriegsballpreise ver­
wendel werden. Unternehmer, die Mut zum \Vohnungs­
bau haben, sollen die erwähnten Staatszl1schüsse er­
halten. Dieses Jahr muß unhed!J1gt benutzt werden,
um die Vorbereitungen zur Iieilung der \Vohnungsnot
zu treffen. Soweit als angängig, soll schon jetzt geballtwerden.

Bau. und Hypothekenmarkt.
Vom BresIauer flypotheken-Einigungsamt. Beim

hiesJgen tIypotheken - EiniglIngsamt sind iIh April
25 neue Anträge eingegangen, von denen 18 durch die
Geri.chte überwiesen worden \varen. Erledigt wurden
13 Sachen, bei denen 13 Clrundstucke und 14 tlyPO­
theken in frage kamen, In einem Falle war bereits
ZW3ll)2:SVerwaltung, in einem anderen Zwangsver­
steigerung angeordnet worden. Nur ein Antrag betraf
ein unbebautes Grundstück.
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